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tlamburg) 10.01.2002Schreiben des DNV
an die örtlichen Nauti~hen Vereine

SeM geehrte Damen und Hcrren,

über die obengenannte Angclegenheit ist in den letzten Jahren in der T"4gespresse, in Fach-
zeitschriften. bei Anhönm.gen und aufVeranstaltWlgen, auch des DNV W1d einiger Nautischer

Vereine, häufig berichtet worden.

kr~iert.Die~ wurde als "unzumutbar" empfunden und war ein wesentliches MDriv für die jetzige Ge-

setzesinitiative der Regierung.



derzeit geltend en SeeUG 1986 unter Einarbeitung der IMO- und EG-Regeln angebracht wäre.
Eine solche Ergänzung wird mit Zustimmung aller - zumeist SPD-regierten - Kustenländer
als GeSetZentwurf der CDU-Fraktion in den Deutschen Bund~tag eingebracht werden (siehe
Anlage 1). Sie ist wörtlich übereinStimmend mit einer acmeinsamen Empfehlung der ffinf
Küstenländef, die aus sachlicher Überzeugung den EnnwrfunterstGtzen. Auch die FDP-
Fraktion des Deutschen Bundesta;es hat einen GegenentWUrf eingebracht, der von den Fach-
kreisen positiv beuneilt wird.
Die FDP hat ferner am 23.11.200 1 eine ProteSt E-Mail an die Mitglieder der RegjCJUngspar-

teien im Verkehrsausschuss des Bundestages gesandt) die als An11.gc 2 beigeftlgt ist.

Über die Sitz:~g des Verkehrsausschusses ist auch im THB - Deutsche Schiffahrts~Zeitung
vom 15.11.2001 (Seite 2) und 19.11.2001 (Seiten 1-4 -Lotsen: Mehr Sicherheit ) berichtet
worden (Anlagen 3 und 4)- Diese BerichterstattUng gibt den wahren Sachverhalt wieder, wie
er sich als Ergebnis der Sitzung vom 14.11.2001 rUedergeschlagen hat. Schließlich verweisen
wir auf den Beitrag von CarSten Grau inder Schiffahrtszeiucbrift .HANSA" vom Dezembm-
2001, (Seiten 20 und 21): "Goodbye SeeamtsverfBhren7" (Anlage).

Wir wären Ihnen sehr dankbar. w6nn Sie mit den Abgeordneten der Regierunguoalition des
Verkehrsausschusses in Ihren Wahlkreisen Verbindung aumehrnen würden, um sie auf die
gravierenden Mängel des Regierurtg$entwU1"fs hinzuwei$en und ar,:n.]!egen, ihm nach gewis-
sonbafter Prufung in dcn weiteren Beratungen des Verkebrsausschuues (vorgesehen iSt der
30.01.2002) llu-e Zustimmung zu verweigem Von Bedeutung in diesem Zusamrnenhangist
auch, dass alle Bundesländer - zuma! (wie schon oben erwähnt) alle SPD - r~erten Küsten-

länder gegen den Regjerung~entwurfsi.nd und die Zustimmung des Bundesrates fi)r erforder-
lich hatte1l. An der Küste wird weit überwiegend die Meinung venreten, dass allenfalls eine
Ergänzung des geltenden Gesetzes ausreicht und zweckmäßig ist, eine SYStemänderung aber
kontraproduktiv wäre.

Mit fteund]ichen Großen
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